
Sitzblockaden gelten
k nicht mehr als Gewalt

Karlsruhe korrlglert eigene Rechtsprechung

Von Ursula Knapp
rg
F\ Sitzblockaden etwa vor Bundeswehrka-

sernen können grundsätzlich nicht mehr
als gewaltsame Nötigung bestraft werden.
Das Bundesverfassungsgericht korrigierte
in einer am N{ittwoch veröffentlichten
Entscheidung die Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs (BGH)' aber auch
sein eigenes Urteil aus dem Jahr I 986.

KARLSRUHE, 15. März. In der Be-
gründung des Bundesverfassungsgerichts den N{einung dar, daß sie die Interpreta-
igVCl heint es, Strafgerichte hätten den tion des Gewaltbegriffs durch die Strafge-
Gewaltbegriff so stark ausgedehnt, daß richte für verfassungskonform halten. Al-
für den einzelnen nicht mehr vorherseh- lerdines sind auch nach der Entscheidung
bar sei. welches Verhalten verboten und friedliih verlaufende Sitzblockaden nicht
welches nicht verboten sei Damit werde unbedinrt erlaubt. sie können nach ver-
das Bestimmtheitsgebot des Grundgeset- sammlungs- oder verkehrsrechtlichen
zes verletzt. Die Entscheidung erging mit Vorschriftenbelangtwerden.
5:S Stimmen. (AZ: 1BvR 718/89 u. a.) In Bonn stieß das Urteil auf unter-

Grundlage ist der Notigungsparagraph sch_iedliches Echo. Die stellvertretende
des Strafgäsetzbuches. *JnuÄ ui.h"rt.äf- SPD-Vorsitzende llerta Däubler-Gmeiin
tru. *u.tit, wer andere mit Gewalt oder sagte. das BVG habe damit ausdrücklich
Drohung -it "irr"* empfindiichen Übei festgestellt, daß der Begriff des Nöti-
," .i""r'Handlung, Duldung oder unter- güngsparagraphen 240 in der Rechtspre-
lassung nötigt. Zuäem muß äas eingesetz- chung ausg-eufert sei.. Demgegeniiber rrig-
te Ivtitöl veriverflich sein. lJmstrittön rvar tc der CDI-|'Verteidigungspolitiker Jür-

r,'or allem die Auslegung cles Gewaltbe- gen Auguslnowitz.das. urteil als ,,uner-
g.iff" N".h:"ttrr"tuitetinger Rechtspre- lräg_lich". Friedensinitiativen begrüßten
ihung des äGH kö"ngn 

"Siizhlockai.l 
iii,: Eriischeidung iiinhellig. Das Netzwerk

,.hon' ,l"rr1 als gewaitsame Nö"igung be- Friedensinitiative in Bonn erklärte, sie

rttail *.rde", oi.nn sich die Teijneümer sei eine^späte_Genugtuung ftir die Blockie-
widerstandslo-s wegtragen lassen. Auf die- rer. Volker Nick von der Mutianger Frie-

ru. Ct,rttatuge wuiclen"die Mitglieder der den-qinitiative sagte, endlich habe das
iriedensbe*-egung, die in den- achtziger B\rG der Auffassungzugestimmt, ,,daß zi-

Juhrett mit Sltzbjockaden vor Kasernen viler Ungehorsam nicht Gewalt ist".
gegen die Stationicnrng der Pershing'l l-

"t

*
Raketen protestierten, wegen Nötigung
verurteiit. Dagegen eingelegte Verfas-
sungsbeschwerden blieben 1986 erfolglos'

Jetzt eab der Erste Senat in anderer
Besetzung vier Beschwerden statt. Die
Verurteilungen wurden aufgehoben, die
Fälle zurückverwiesen. Die Richter ver-
wiesen darauf, daß im Unterschied zu den
Sitzblockaden der Friedensbewegung
etwa Lkw-Blockaden oder Brückenblocka-
den nie als Nötigung verfolgt wurden.

Drei Richter legten in einer abweichen-

"StIc:r)L \'iV--g .2s-..t .1\f
Staatsanwaltschaften
unterstützen Sitz-Blockierer
Stuttgart (lsw) - Wegen Sitzblockaden
Verurteilte werden in Baden-Württem-
berg von den Staatsanwaltschaften bei
der Wiederaufnahme ihrer damaligen
Strafverfahren unterstützt. Die Betroffe-
nen bräuchten lediglich in einem formlo-
sen Schreiben der Staatsanwaltschatt ih-
re Forderung nach Wiederaufnahme des
Verfahrens mitteilen, erklärte Justizmi-
nister Thomas Schäuble (CDU) am Frei-
tag in Stuttgart. Diese Regelung verein-
barte er mit dem Stuttgarter General-
staatsanwalt und den Leitern der von
Wiederaufnahmeverfahren besonders
bedrohten Behörden in Ellwangen,
Stuttgart und Tübingen. Es werde ge-
prüft, ob die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 15. März zur
Straffreiheit von Sitzblockaden auf das
damalige Uteil oder den Strafbefehl an-
wendbar sei. In diesem Fall werde die
Staatsanwaltschaft von sich aus beim
Gericht Aulhebung des Urteils und Frei-
spruch im. Beschlußweg beantragen.
Eine neue Hauptverhandlung sei dann
nicht mehr nötig. Bei Erfolg hätten die
Verurteilten Anspruch auf Rückzahlung
von Geldstrafen und Verfahrenskosten
sowie auf Haftentschädigung bei Frei-
heitsstrafen.

Ililfe bei Verfahren
bri FRANKFURT A' M', 3' APril' Bei

der-Wiederarrfnahme von Verfahren ver-

"ri.ift"t Sitzblockierer bietet die Huma-

;ffi;h; Ünion Rechtshilfe an' Für die

äätt"ä"""" entstehen dabei keine Ko-

Jt*. 
-öi. 

ntrgerrechtsorganisation^( Hu-

manistische Union, BräuhausstralJe z'

öiHäi-nnti'".tten) reagiert damit auf die

Entscheidung des Bundesverfassungsge-
;;h;;:-;";".i die sitzblockaden der Frie-

ä;ffi;;;ilg nicht als Nötigung straf-

bar sind.
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Blockade-Urteil

CDU-Pastor Peter Hintze und Friedrich Karl

Fromme von der Frankfurter Allgemeinen de-

monstr ierten Einigkelt:  In trauter Uberein-

stimmung rügten sie erneut das Karlsruher

Vcrfassr,rngsgericht. Anlaß gab ihnen das Ur-

tei l  uber die Sitzblockaden. Eine schwerver-

s tänd l i che ,Verwässerung des  Gewal tbe-
gn f fsu .  so  der  e ine ,  B lockaden se icn  immer

veiwerfliche Gewalt, so der andere.
Doch das Lamentieren nützt nichts mehr.

Nach nunmehr fast zehn Jahren haben die

Verfassungsrichter die Weichen umgestel l t .

Was rvar. ist nicht mehr. Sitzblockaden sind

nicht mehr strafbar. Und was Karlsrrthe ver-

kündet hat, hat Gesetzeskraft.  Daran kann

auch der Bundestag nicht mehr vorbei. Schon

vnrd von einer Amnestie gesprochen und von

einer Wiederaufnahme der rund 10 000 Ver-

fahren gegen die Blockierer.
Für konservative Kritiker ist die Karlsruher

Entscheidung ein vreiteres Giied in der Kette

der nUmu'ertung der Werte<. Tatsächl ich hat

'Pr,6 i.-1 To-y.o,- 7. v- 9u-

d ie  durch  das  B lockade-  Ur te i l  le tz t l i ch  e r fo lg te

Entkriminal isierung der Neuen Sozialen Be-

weglrngen für das ölfentliche Beri,rrßtsein eine

bedeutende Sl..rnbolu,rrkung. Recht und Ge-

setz haben einen ,Sprung nach vorne ge-

machtn, vergleichbar mtt der vor 75 Jahren
begonnenen Entkriminai isierung der Streiks

der Arbeiterbewegung.
Dieser Sprung nach vorne kommt für 'urele

der inzwischen von pol i t ischer Resignation

erfaßten ehemaligen oRegelverletzeru viel zu

spät. Al lerdings können sie jetzt für ihren be-

straften ovorausgeeil ten Gehorsamn Genugtu-

ung verspüren. Sie haben der Freihelt  und

dem Recht eine Gasse gebahnt. Es st immt: Vor

zehnJahren wäre der weise Spruch aus Karls-

r-uhe viel nützlicher und sinnvoller gewesen

a ls  je tz t .  Aber  es  s t immt  auch.  daß -  gemesscn

an den geschichtl ichen Erfahrungcn - ein be-

reits nach zehn Jahren erfolgter Sprung nach

vorne fast einem Katzenspmng gieichkommt.
I  HARALD PAWLOWsKI

Sprung nach vorne

,,ZivIler lJngehorsam macht sich bezahlt"
r Monfred Stenner, Geschüftsführer des Netzwerks friedenskooperotive in Bonn, zum
Urteildes Bundesverfossungsgerichts über Sitzblockqden und dessen Konsequenzen

t'az: Herr Stenner, das Bundes-
vedassungsgericht hat entschie-
den, da$ Sitzblockaden vor mili-
tärischen Einrichtungen nicht als
Straftatbestand der Nötigung ge-
wertet werden dürfen. Empfinden
Sie als einer, derfür Sitzblockaden
mehfach verurteilt wurde, jetzt
Genugtuung?
Manfred Stenner: Natürlich emp-
tinde ich das. Das Urteil ist aber
auch Ermutigung für all dieieni-
gen, die sich heute im Bereich
Asvl. der Flüchtlingshilfe oder
dem Kampf gegen Abschiebung
engagieren. Sie kratzcn heute ja

auch an den Gesetzcn herum. Es

hat sich gezeigt. da13 sich der zivile
Ungehorsam gegen ungerechte
Gesetze. Gerichts- und Strafver-
fahren auf clie Dauer bezahlt
macht.

Müssen die früheren Verurtei-
lungenjetzt nach dem Urteil revi-
diert werden?

Es gab insgesamt u'ohl an die
10.000 Verfahren. Ich bin ziemlich
sicher. daß es zu einer Welle von
Wiedcraufnahmeverfahren kom-
rnen wird. Auch nach zehn Jahren
werden jetzt viele vor (lericht ge-
hen und ihre Stralen für ungült ig
erklären lassen wollen und eine
Haftentschüdigung fordern. Das

halte ich für angemesscn.
Was bedeutet das Urteil für die

Widentandrform Sitzblockade.
Ist da nicht die Luft raus, wenn der
gezielt e Rege I v e ntotJ j uristisch ge-
sehen keiner mehr ist?

lch bin unsichcr. was von der
Aktionsfbrrr bleibt. Immerhin ha-
ben rvir aber eine Aktionslirrm
durchgesetzt. die direkt vor Ort en-
gagiert eingreift und tatsächlich ein
kleines Sandkorn im Getriebe ist.
Möglicherrvcise finden die Medien
das nicht mehr so spannend. weil
sich die Betei l igten anscheinend ja

nicht mehr strafbar machen.
Die Nötigung ist weg, es bleiben

aber Rechtsvonchriften, die den
gefährlichen Eingriff in den Sta-

fienverkehr oder den I'entofi gegen
clas Venammlungsgesetz besta-

fen.
Mit dem Urteil haben rvir natür-

l ich keincn Persi lschein ge\\ 'onnen.
l)as Skandalöse an der alten
Rechtssprechung ist aber endlich
i'om'Iisch - diese r vereeistigte Ge-
waltbcgriff. nach dem Menschen.
die sich vor die Einfahrt eines Mil i-
tärgeländes eesetzt haben. angeb-
lich aui den Soldaten ps-vchische
(lewalt ausüben. der in das Ge-
lände fahren will.

Interview: Wolfgang Gast


